Zusammenfassung/Erklärung der wichtigsten Punkte des Gesetzentwurfs ‚La buona scuola‘ genehmigt von der Kammer

Der Gesetzentwurf wurde vom Unterrichtsministerium in Absprache mit dem Minsterium der Öffentlichen Verwaltung und dem Ministerium für Wirtschaft und Finanzwesen vorbereitet. Die Gesetzgebungskommission VII hat einige Abänderungen zum ursprünglichen Text eingebracht. 

Die VIII Kapitel des Gesetzentwurfs enthalten insgesamt 27 Artikel.
Art. 1 – Gegenstand und Zweck 

In diesem Art. werden die Gründe für die Reform erläutert, wie die Erhöhung des Bildungsniveaus und der Kompetenzen der SchülerInnen, die Eindämmung der Unterschiede und der Anzahl der Schulabbrecher und die Anpassung der Kurrikula an neue Lernmethoden. Um dieser Ziel zu erreichen, erarbeiten die Schulen einen Dreijahresplan des Bildungsangebotes zur Verstärkung der Kompetenzen und des Wissens.
Art. 2 –   Schulautonomie und Bildungsangebot/Schulprogramm

Um die Ausführung und Verwirklichung der Schulautonomie, sowie die Reorganisation innerhalb des Bildungssystems zu ermöglichen, garantiert die Schulführungskraft, unter Berücksichtigung der Zuständigkeiten der Mitbestimmungsorgane, eine effiziente und wirksame Verwaltung der Humanressourcen, der Finanzen, der Technologien und der Materialien. In allen Schulen und Schulstufen wird ein (organico dell’autonomia) Plansoll der autonomen Schule errichtet, das den didaktischen und organisatorischen Bedürfnissen des Bildungsangebotes entspricht. 

Unter Berücksichtigung der Gesamtanzahl der Unterrichtsstunden, können zur Stärkung des Bildungsangebotes Prioritäten aus den folgenden Bereichen festgelegt werden: 

a) Stärkung der Sprachkompetenzen auch mittels der Unterrichtsmethode CLIL

b) Verstärkte Förderung im mathematisch- logischen und wissenschaftlichen Bereich

c) Förderung der musischen, künstlerischen Kompetenzen 

d) Entwicklung der Kompetenzen im Bereich Staatsbürgerschaft und Demokratie 

e) Verstärkung der Verantwortung und des Rechtsverständnisses 

f) Vermittlung der Kunst, der Techniken und Vermittlung von Medienkompetenz 

g) Verstärkte Förderung von Sport und Bewegung 

h) Förderung der digitalen Kompetenzen der Innen 

i) Förderung der Tätigkeit in Werkstätten 

j) Früherkennung und Vermeidung der Gefahr von Schulabbruch, Cybermobbing oder anderer Formen von Diskriminierung mit gleichzeitiger Förderung der Inklusion

k) Aufwertung der Schule als Einrichtung der Allgemeinheit , offen für das Territorium 

l) Öffnung der Schulen am Nachmittag und Reduzierung der Anzahl der SchülerInnen

m) Wechsel zwischen Schule und Arbeit in den Oberschulen 

n) Aufwertung der individuellen Bildungswege

o) Förderung und Verbesserung der italienischen Sprachkenntnisse 

p) Festlegung eines Systems der Berufsorientierung
Das Ministerium legt mit Dekret die Finanzierung der Schulen, im Rahmen der verfügbaren Ressourcen fest.  Das regionale Schulamt ermittelt das Plansoll der autonomen Schulen. 

Innerhalb des Monates Oktober des Vorjahres legen die Schulen den Dreijahresplan des Bildungsangebotes vor. Dieser kann jährlich innerhalb Oktober abgeändert werden. Das Schulamt überprüft den vorgeschlagenen Plan und leitet ihn an das Ministerium weiter. 

Im Absatz 10 werden die Abänderungen der Regelung zum Schulprogramm (in Ersetzung des Art. 3 des Dekretes Nr. 275 März 1999, welches die Details zur Erstellung des Schulprogrammes festlegt) definiert. Jede Schule erstellt das Schulprogramm für einen Zeitraum von 3 Jahren. Dieses Schulprogramm entspricht den Richtlinien und Zielen der verschiedenen Schulstufen und Fachrichtungen. 

Das Schulprogramm wird von Lehrerkollegium anhand der Richtlinien der Schulführungskraft ausgearbeitet. Die Richtlinien beziehen sich auf die Tätigkeiten der Schulen, der Verwaltung und das gesamte Management der Schule. Das Schulprogramm wird vom Schulrat genehmigt. 

Die Schulführungskraft ermittelt das Personal für die Besetzung der Stellen im Stellenplan der autonomen Schule laut Art. 9. 

In der unterrichtsfreien Zeit können die Schulen in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, Vereinen oder mit Familien weitere didaktische Tätigkeiten fördern, vorausgesetzt es entstehen keine Mehrkosten.
Art. 3 – Bildungsweg der Schüler und Schülerinnen 

Die Oberschulen bieten im Rahmen der autonomen Quote und Flexibilität des Stellenplanes fakultative Zusatzangebote an. Diese Unterrichtsangebote sind Bestandteil des individuellen Curriculm des Schüler oder der Schülerin. Das Curriculm wird im Portal laut Art. 16 veröffentlicht. 

Art. 4 – Schule, Arbeit und Umfeld

Zur Verbesserung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt und der besseren Orientierung bei der Berufswahl, werden in den technischen und berufsbildenden Oberschulen 400 Stunden Praktika (alternanza scuola lavoro- Wechsel Schule und Arbeit) und in den Lyzeen 200 Stunden Praktika in den letzten drei Schuljahren eingeführt. Diese Berufserfahrung kann auch in der unterrichtsfreien Zeit, laut Bildungsplan und laut den darin enthaltenen Modalitäten, durchgeführt werden. Die Schulführungskraft ermitteln die Unternehmen die öffentlichen Ämter und die Privatfirmen, die diese Bildungswege/Praktika ermöglichen sollen. Diese werden in ein Register eingetragen. 

Art. 5 – Unterricht in den Gefängnissen

Art. 6 – Höhere technische Schulen
Art. 7 - digitale Erneuerung und praxisbezogene Didaktik
Ziel ist das Erreichen einer konkreten Planung und Umsetzung verschiedener Aktivitäten, welche die digitalen Kompetenzen der Schüler fördern sollen.

Die Maßnahmen, um dieses Ziel zu erreichen, finden auf allen Ebenen (z.B. Didaktik, Verwaltung...) statt, die E-Governance soll Schüler, Lehrpersonen und Verwaltung umfassen.
Art. 8 - „organico dell’autonomia“/Plansoll dreijährig
Schulen erhalten Stellenkontingente für die Umsetzung der dreijährigen Schulprogramme. Dieser „organico dell’autonomia“ setzt sich aus allgemeinen Stellen (posti comuni), Stellen für Inklusion und Stellen für den Ausbau und die Umsetzung des Schulprogrammes zusammen.

Ab dem Schuljahr 2016/2017 werden diese „organici“ mit dreijähriger Kadenz auf regionaler Ebene festgelegt. Zu berücksichtigende Kriterien sind unter anderem die Anzahl der Schüler und somit der Klassen.

Die Stammrollen sind regional in sogenannten territorialen Verzeichnissen (ambiti territoriali) festgelegt; diese unterteilt man nach Grad, Wettbewerbsklasse und Art der Stelle. 2015/2016 ist ein Übergangsjahr, die ‚ambiti territoriali (territoriale Verzeichnisse) sind auf Provinzebene eingeteilt und gelten für das Übergangsjahr. Innerhalb 31. März 2016 wird die flächenmäßige Größe des Territoriums genauer  festgelegt. Laut Gesetzentwurf soll dieses Territorium kleiner als eine Provinz sein. 
Die Schulämter legen sogenannte „Schulverbunde“ fest (innerhalb 30 Juni 2016); diese verwalten die Verwendung der zugewiesenen Lehrpersonen, organisieren die Fortbildungen und teilen sich die Ressourcen, um die gesteckten Ziele zu verwirklichen. Gemeinsame administrative Bedürfnisse werden koordiniert.

Lehrpersonen, welche bereits bei Inkrafttreten des Gesetzes einen festen Dienstsitz haben, behalten ihn bei. Stellenverlierer 2016/2017 kommen in die Verzeichnisse; ab dem Schuljahr 2016/2017 läuft die Mobilität zwischen diesen Alben.

Die Autonomen Provinzen Aosta, Trient und Bozen können im Bereich der Aufnahme des Personals andere Bestimmungen beibehalten.
Art. 9 - Kompetenz der Schulführungskräfte

Die Schulführungskräfte sind für das gute Funktionieren der Schule verantwortlich: Sie leiten, organisieren, koordinieren und sind für die Verwendung der finanziellen und instrumentellen Mittel und für das Resultat der Dienstleistungen verantwortlich.

Die SFK schlägt den Lehrpersonen, welche sich auch bewerben können, die Stellen vor. Lehrpersonen können auch in Wettbewerbsklassen verwendet werden, für welche sie keine Lehrbefähigung aber den gültigen Studientitel haben. Dies erfolgt unter Berücksichtigung des Schulprogramms. 

Bei der Besetzung der Stellen muss die SFK verwandtschaftliche Verhältnisse bis zum 2. Grad ausschließen.

Die Lehrpersonen können zwischen mehreren Vorschlägen für eine Anstellung wählen. Nicht gewählte/kontaktierte Lehrpersonen werden vom Schulamt zugeteilt.

Im Rahmen der möglichen Ressourcen kann die SFK die Klassengröße verringern, um die didaktische Qualität zu steigern.

Der Fonds für die Gehälter der SFK wird aufgestockt. 
Art. 10 - Aufnahmeplan Lehrpersonal

2015/2016 wird ein außerordentlicher Plan für die Aufnahme mit unbefristetem Vertrag durchgeführt, wobei 100.701 unbefristete Verträge vergeben werden sollen.

· 50% der Stellen werden mit den Gewinnern des Wettbewerbes von 2012 besetzt;

· 50% der Stellen aus den sog. „graduatorie ad esaurimento“ (Landesranglisten bei uns)

Wer übrig bleibt, kann eventuell unter den Restplätzen wählen. Bereits unbefristet angestellte Lehrpersonen sind von diesem Plan ausgeschlossen. Ab 1. September 2015 verlieren die Ranglisten für die Sekundarstufe, sofern erschöpft,  ihre Wirkung. Alle Wettbewerbslisten (vor 2012) verlieren mit Inkrafttreten des Gesetzes ihre Wirkung.

Im Schuljahr 2016/2017 startet ein außerordentlicher Plan für die Mobilität: alle LP, welche vor 2014/2015 in die Stammrolle gekommen sind, können um Mobilität in alle „ambiti territoriali“ ansuchen. In einem zweiten Moment können dann Lehrpersonen, welche ab dem SJ 2015/2016 in die Stammrolle gekommen sind, ansuchen.

Zukünftig erfolgt die unbefristete Aufnahme des Lehrpersonals über Wettbewerbe, welche dreijährig aufgrund des durch die Schulprogramme entstehenden Bedarfs, abgehalten werden. Der erste Wettbewerb wird mit 1. Oktober 2015 ausgeschrieben werden. Dadurch werden alle freien und verfügbaren und im kommenden Triennium freiwerdenden Stellen besetzt.
Art. 11 - Probe- und Berufsbildungsjahr 

Die unbefristet aufgenommen Lehrpersonen absolvieren ein Probe- und Berufsbildungsjahr und bestehen es, wenn sie 180 Tage (davon mindestens 120 effektive Schultage) geleistet haben und von der SFK nach Anhörung des Bewertungskomitees unter Mitarbeit eines Tutors positiv bewertet werden.

Im Falle einer negativen Bewertung entlässt die SFK die Lehrperson aus dem Dienst. Auch ohne Vorankündigung.
Art. 12 - Elektronische Karte der Lehrperson
Die Lehrpersonen erhalten eine elektronische Karte mit einem jährlichen Betrag von 500€. Diese dient dem Ankauf von Hardware und Software, Büchern, Zeitschriften, dem Besuch von Fortbildungskursen oder Studiengängen, welche dem Berufsbild entsprechen. Innerhalb 60 Tagen ab Inkrafttreten des Gesetzes muss das Ministerium dies umsetzen.
Art. 13 - Valorisierung/Wertschätzung und Leistung des Lehrpersonals

1. Das Bildungsministerium sieht für die zukünftigen Leistungsprämien der Lehrpersonen einen Fonds von € 200 Mio ab 2016 vor, welcher auf Territorialbasis auf die Schulen- in Proportion zur Stellenanzahl und in Anbetracht der Komplexität der Schulinstitution- aufgeteilt werden soll.

2. Die Schulführungskraft weist den Lehrpersonen jährlich einen bestimmten Betrag aus diesem Fonds zu, auf der Basis von begründeter Evaluation.

3. Der Betrag, „Bonus“ genannt, soll die Leistung der Lehrpersonen an allen Schulstufen wiederspiegeln und zählt zur Zusatzvergütung.

4. Abänderung des Art.11 des nationalen Einheitstextes (DL des 16 april 1994, Nr.297)wie folgt:

4.1 Zu diesem Zweck soll ein Bewertungskomitee (comitato per la valutazione die docenti) der Lehrpersonen an jeder Schule eingeführt werden, unter der Voraussetzung dass dieses keine Mehrkosten verursache. (d.h. ohne Überstundenvergütung oder Bezahlung) 

4.2 Dieses Komitee wird dreijährige Gültigkeit haben, mit Vorsitz der Schulführungskraft. Die weiteren Mitglieder sind:
a) 2 Lehrpersonen des Schulrates
b) 2 ElternvertreterInnen für die Grund- und Mittelschule / 1 Elternvertreter und 1 Schülervertreter für die Oberschule

4.3 Das Komitee ermittelt die Kriterien für die Leistungsbewertung der Lehrpersonen auf der Basis von:
a) Qualität des Unterrichts und Beitrag zur Verbesserung der Schulinstitution
b) Ergebnissen, welche alleine oder in einer Arbeitsgruppe bezüglich Potenzierung der Schülerkompetenzen und didaktischer sowie methodologischer Innovation erbracht wurden
c) Verantwortungsbereichen der koordinatorischen und didaktischen Organisation sowie persönlichen Fortbildung

4.4 Das Bewertungskomitee spricht sich auch zum Bestehen oder Nichtbestehen des Berufsbildungsjahres aus.

4.5 Zur Bewertung des Berufsbildungsjahres wird das Bewertungskomitee mit dem/der TutorIn der Lehrperson ergänzt.

4.6 Das Komitee bewertet den Dienst gemäß Artikel 448 nach Bericht der Schulführungskraft. Sollte eine Lehrperson des Komitees selbst bewertet werden, stellt die Schulinstitution einen Ersatz bereit. Das Komitee kann auch die Rehabilitation einer Lehrperson laut Art. 501 beschließen.

Art. 14 - Dauer von befristeten Arbeitsverträgen und Entschädigungsfonds

1. Ab Gültigkeit des vorliegenden Gesetzes, dürfen befristete Arbeitsverträge für freie und verfügbare Stellen an Schulinstitutionen nicht die Dauer von 36 Monaten (auch unterbrochen) überschreiten. 

2. Das Bildungsministerium sieht für Schadensansprüche, welche ob einer Überschreitung dieser Anstellungsdauer entstanden sind, einen Entschädigunsfonds von € 10 Mio für 2015 und 2016 vor.

Art. 15 - Abkommandiertes, freigestelltes und anderweitig verwendetes Lehrpersonal: 

1. Abkommandiertes, freigestelltes und anderweitig verwendetes Lehrpersonal kann unter bestimmten Bedingungen an eine Verwaltungsstammrolle übergestellt werden. (gemaß auch Gesetz 190 vom 23.12 2014, Art.1, Absatz 330,)

2. Das Kontingent von 300 Stellen am Bildungsministerium gemäß Art. 26… und folgenden Anpassungen ist für das Schuljahr 2015/16 bestätigt.

Art. 16 - (Open data)

1. Errichtung eines Portals für schulische Daten

2. Das Bildungsministerium sorgt für eine transparente Handhabung und Veröffentlichung der Daten der Schulen bzgl. Lehrpersonen, Projekten, etc.

3. Das Portal, welches vom MIUR verwaltet wird, veröffentlicht unter Berücksichtigung des Datenschutzes die Kurrikula der SchülerInnen.

4. Das Portal veröffentlicht weitere Bestimmungen (DL. Nr.200 vom 22.12.2008, L. 9 vom 18.2.2009 und DL. Nr. 33 vom 14.3.2013.

5. Die Daten des Portals können nicht mehr an den einzelnen Schulen angefragt werden.

6. Für das Jahr 2015 sind € 1 Mio für die Errichtung des Portals vorgesehen und ab 2016 jährlich €100.000 für die Erhaltungsspesen desselben.

7. Für die Lösung von Verwaltungs- und Buchführungsproblemen soll ein permanenter Kommunikationskanal mit dem Bildungsministerium geschaffen werden, für den Austausch von best practices (Erfolgsmethoden) zwischen Schulen und zur Errichtung eines Assistenzservice ab dem Schuljahr nach Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes, was keine Zusatzkosten verursachen darf.

8. Um die Schulautonomie in Sachen Buchhaltung zu erleichtern, sollen Systeme harmonisiert werden, sowie eine Revision verwaltungstechnischer und buchhalterischer Elemente erfolgen.

9. Um die Schulevaluation zu potenzieren, sind € 8 Mio für jedes Jahr von 2016 bis 2019 vorgesehen.

Der alte Artikel 17 („cinque per mille“ zugunsten von einzelnen Schulen) wurde auf Anfrage der Schulgewerkschaften gestrichen.

Art. 17, 18, 19 - Steuervorteile
1. Für neue Schulinfrastrukturen, Erhaltung und Verbesserung der vorhandenen ist eine Steuergutschrift von 65% auf Steuererklärungen bis 2015 vorgesehen, von 50% bis 2016.

2. Die Steuergutschrift wird Einzelpersonen und Non-profit-Organisationen gewährt und ist mit anderen Vergünstigungen nicht kumulierbar.

3+4+5+6. Die Steuervergünstigung wird in 3 jährliche Quoten aufgeteilt. Weitere Details im Orginaldokument.
Art. 20 - Innovative Schulen
Art. 21, 22 - Maßnahmen für Sicherheit und Aufwertung der Schulgebäude

Art. 23 - Delegierung an die Regierung

Viele Detailfragen müssen noch in nachfolgenden Gesetzesdekreten gereglet werden und zwar innerhalb von 18 Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes. In Bezug auf die Handlungsbereiche der Delegierung hat sich nichts geändert.
Art. 24 - Ausnahmen

Art. 25 - Aufhebung und Abschaffung von  Bestimmungen
Alle Bestimmungen rechtlicher und vertraglicher Natur, die nicht im Einklang mit den Bestimmungen des vorliegenden Gestzes sind, gelten als nicht mehr wirksam.

Art. 26 - Finanzbestimmungen

Art. 27 - Schutzklausel und Inkrafttretung

